
2.5 Niedersachsen 

2.5.1 Erlass des Kultusministeriums über den Religionsunterricht, den 

religionskundlichen Unterricht und den Unterricht "Werte und Normen" 

Vom 10.05.2011 (SVBl. 7/2011 S. 226) 

Bezug: 

a) RdErl.: „Regelungen für den Religionsunterricht und den Unterricht Werte und 

Normen“ v. 23.6.2005 (SVBl. S. 436) – 

b) RdErl.: „Klassenbildung und Lehrerstundenzuweisung an den allgemein bildenden 

Schulen“ v. 9.2.2004 (SVBl. S. 128), zuletzt geändert durch RdErl. v. 29.7.2010 (SVBl. 

S. 324)  

c) Verordnung über die gymnasiale Oberstufe (VO-GO) vom 17.2.2005 (Nds. GVBl. S. 

51, SVBl. S. 171, zuletzt geändert durch Verordnung vom 17.5.2010 (Nds. GVBl. S. 224, 

SVBl. S. 245) 

d) Verordnung über das Abendgymnasium und das Kolleg (VOAK) vom 2.5.2005 (Nds. 

GVBl. S. 130, SVBl. S. 277), geändert durch Verordnung vom 7.6.2011 (Nds. GVBL. S. 

172, SVBl. S. 220) 

1. Religionsunterricht und Unterricht Werte und Normen als ordentliche Lehrfächer 

1.1 Der Religionsunterricht wird als evangelischer Religionsunterricht, katholischer 

Religionsunterricht oder Religionsunterricht einer anderen Religionsgemeinschaft nach 

§§ 124 bis 127 NSchG, der Unterricht Werte und Normen nach § 128 NSchG erteilt. 

1.2 Sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten für den 

Religionsunterricht und den Unterricht Werte und Normen die gleichen Regelungen wie 

für die anderen Schulfächer. Das bedeutet insbesondere, dass der Religionsunterricht und 

der Unterricht Werte und Normen nicht stärker als andere Unterrichtsfächer von 

unvermeidbaren Kürzungen betroffen sein dürfen und dass es unzulässig ist, den 

Religionsunterricht oder den Unterricht Werte und Normen durch Konferenzbeschluss für 

einen bestimmten Schuljahrgang auszusetzen. 

1.3 Bei der Aufstellung der Stundenpläne ist darauf zu achten, dass der 

Religionsunterricht und der Unterricht Werte und Normen nicht regelmäßig zu 

ungünstigen Zeiten, z. B. in Randstunden, erteilt werden. 

1.4 Bei der Unterrichtsorganisation sind die Möglichkeiten von klassen- oder 

jahrgangsübergreifendem Unterricht zu nutzen, wobei im Sekundarbereich I aus 

fachdidaktischen und -methodischen Gründen nicht mehr als drei Schuljahrgänge 

zusammengefasst werden sollten. Die durchschnittliche Größe von Lerngruppen, die 

nicht Klassen sind, soll an allgemein bildenden Schulen die Hälfte der Schülerhöchstzahl 

nach Bezugserlass zu b) nicht unterschreiten. 

2. Einrichtung von Religionsunterricht 

2.1 Sind an einer Schule mindestens zwölf Schülerinnen und Schüler einer  



Religionsgemeinschaft vorhanden, so ist für sie Religionsunterricht einzurichten, wenn 

das Land entsprechend § 125 NSchG mit der Religionsgemeinschaft Einvernehmen über 

die Lehrpläne und Lehrbücher sowie über die Ausbildung der für den Religionsunterricht 

vorgesehenen Lehrkräfte erzielt hat. 

2.2 Religionsunterricht kann auch dann eingerichtet werden, wenn die Mindestzahl von 

zwölf Teilnehmerinnen und Teilnehmern durch Zusammenfassung der Schülerinnen und 

Schüler benachbarter Schulen erreicht wird. Voraussetzung ist, dass die 

Zusammenfassung nach den örtlichen und schulischen Gegebenheiten vertretbar ist. 

3. Einrichtung des Unterrichts Werte und Normen 

3.1 Vom 5. Schuljahrgang an ist nach § 128 NSchG der Unterricht Werte und Normen 

grundsätzlich dann einzurichten, wenn mindestens zwölf Schülerinnen und Schüler zur 

Teilnahme an diesem Unterricht verpflichtet sind. 

3.2 Nr. 2.2 gilt entsprechend. 

4. Teilnahme am Religionsunterricht 

4.1 Wer einer Religionsgemeinschaft angehört, ist grundsätzlich verpflichtet, am 

Religionsunterricht seiner Religionsgemeinschaft teilzunehmen. Die Verpflichtung zur 

Teilnahme entfällt bei schriftlicher Abmeldung (§ 124 Abs. 2 Satz 3 NSchG). 

4.2 Die Abmeldung soll nur zum Ende eines Schulhalbjahres erfolgen. Sie kann 

widerrufen werden. 

4.3 Abweichend von Nr. 4.1 kann an einem Religionsunterricht teilnehmen, wer keiner 

Religionsgemeinschaft angehört oder sich vom Religionsunterricht seiner 

Religionsgemeinschaft abgemeldet hat; Voraussetzung ist die Zustimmung der Mehrheit 

der an der Schule tätigen Religionslehrkräfte der aufnehmenden Religionsgemeinschaft 

nach Beratung in der zuständigen Fachkonferenz. 

4.4 Ist an einer Schule für die Schülerinnen und Schüler einer Religionsgemeinschaft kein 

Religionsunterricht eingerichtet, weil 

4.4.1 die Voraussetzungen nach Nr. 2. nicht gegeben sind oder 

4.4.2 zeitweise keine Lehrkraft der betreffenden Religionsgemeinschaft zur  

Verfügung steht, so können diese Schülerinnen und Schüler entsprechend Nr. 4.3 

am Religionsunterricht einer anderen Religionsgemeinschaft teilnehmen.  

Im Falle von Nr. 4.4.2 gilt eine solche Regelung über ein Schuljahr hinaus nur mit 

Genehmigung der Niedersächsischen Landesschulbehörde, die hierüber das 

Einvernehmen mit den zuständigen kirchlichen Stellen herbeiführt. 

4.5 Wenn für eine Klasse, eine Lerngruppe, einen Schuljahrgang oder eine Schule 

besondere curriculare, pädagogische und damit zusammenhängende 

schulorganisatorische Bedingungen vorliegen, die einen gemeinsamen 

Religionsunterricht für evangelische und katholische Schülerinnen und Schüler 

erforderlich machen, so kann der evangelische und katholische Religionsunterricht als 



konfessionell-kooperativer Religionsunterricht für höchstens die Hälfte der 

Schuljahrgänge einer Schulform geführt werden, sofern folgende Voraussetzungen an der 

Schule gegeben sind: 

– der Schulvorstand und die für den Religionsunterricht zuständigen Fachkonferenzen 

oder Fachgruppen haben der Einführung des konfessionell-kooperativen 

Religionsunterrichts zugestimmt; 

– im konfessionell-kooperativen Religionsunterricht werden Lehrkräfte beider 

Konfessionen regelmäßig eingesetzt; 

– es liegt ein auf der Grundlage der Lehrpläne (Kerncurricula) für den evangelischen und 

katholischen Religionsunterricht inhaltlich, pädagogisch und organisatorisch 

abgesichertes Schulcurriculum für den konfessionell-kooperativen Religionsunterricht 

vor, das die jeweilige konfessionelle Zugehörigkeit der Schülerinnen und Schüler 

berücksichtigt. 

Der konfessionell-kooperative Religionsunterricht ist schulrechtlich Religionsunterricht 

der Religionsgemeinschaft, der die unterrichtende Lehrkraft angehört und nach deren 

Grundsätzen der Religionsunterricht erteilt wird. 

4.5.1 Soweit schulische Bedingungen eine über die Hälfte der Schuljahrgänge einer Schulform 

hinausgehende Regelung für die Erteilung von konfessionell-kooperativem Religionsunterricht 

erforderlich machen, kann die Niedersächsische Landesschulbehörde einen entsprechend begründeten 

Antrag der Schule im Einvernehmen mit den kirchlichen Behörden befristet genehmigen, wenn die 

Voraussetzungen nach Nr. 4.5 an der betreffenden Schule gegeben sind. 

4.5.2 Im Zeugnis wird der Religionsunterricht nach Nr. 4.5 mit der Konfession gekennzeichnet, der 

die unterrichtende Lehrkraft angehört. Unter „Bemerkungen“ ist im Zeugnis der Zusatz „Der 

Religionsunterricht wurde konfessionell-kooperativ erteilt.“ einzutragen. Nehmen Schülerinnen und 

Schüler an dem konfessionell-kooperativen Religionsunterricht teil, die weder einer evangelischen 

noch der katholischen Kirche, aber einer anderen Religionsgemeinschaft oder die keiner 

Religionsgemeinschaft angehören, so gelten für den Eintrag unter „Bemerkungen“ die Sätze 1 und 2 

entsprechend. 

4.6 Für die Förderschule kann die Niedersächsische Landesschulbehörde im Einvernehmen mit den 

zuständigen kirchlichen Stellen auf Antrag der Schule für alle Schuljahrgänge konfessionell-

kooperativen Religionsunterricht genehmigen, sofern die Voraussetzungen nach Nr. 4.5, Spiegelstrich 

1 und 3, an der betreffenden Schule gegeben sind; der Antrag kann unter Bezugnahme auf Nr. 4.5.1 

befristet genehmigt werden. 

4.7 Für berufsbildende Schulen kann die Niedersächsische Landesschulbehörde im Einvernehmen mit 

den zuständigen kirchlichen Stellen unter den Voraussetzungen nach Nr. 4.5 auf Antrag der Schule für 

alle Schuljahrgänge konfessionell-kooperativen Religionsunterricht genehmigen; der Antrag kann 

unter Bezugnahme auf Nr. 4.5.1 befristet genehmigt werden. Für Berufliche Gymnasien gilt Nr. 8. 

5. Teilnahme am Unterricht Werte und Normen 

5.1 Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, sind 

stattdessen zur Teilnahme am Unterricht Werte und Normen verpflichtet. In der 

gymnasialen Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg kann die 



Verpflichtung zur Teilnahme am Unterricht Werte und Normen auch durch die 

Teilnahme am Unterricht im Fach Philosophie erfüllt werden, wenn die Schule diesen 

Unterricht eingerichtet hat (§ 128 Abs.1 NSchG). 

5.2 Für Schülerinnen und Schüler, für die Religionsunterricht ihrer 

Religionsgemeinschaft als ordentliches Lehrfach eingeführt ist, entsteht die Verpflichtung 

nach Nr. 5.1 erst nach Ablauf eines Schuljahres, in dem Religionsunterricht nicht erteilt 

worden ist (§ 128 Abs.1 Satz 2 NSchG). 

5.3 Schülerinnen und Schüler, die nach Nr. 4.3 am Religionsunterricht teilnehmen, sind 

abweichend von Nrn. 5.1 und 5.2 nicht zur Teilnahme am Unterricht Werte und Normen 

oder Philosophie verpflichtet. 

6. Lehrkräfte für den Religionsunterricht 

6.1 Religionsunterricht wird in der Regel erteilt von Lehrkräften mit der Lehrbefähigung 

oder einer durch Weiterbildungsmaßnahmen erworbenen Qualifikation für den 

Religionsunterricht, von Geistlichen und von katechetischen Lehrkräften gemäß den 

Gestellungsverträgen. 

6.2 Im Bedarfsfall kann jede geeignete Lehrkraft, die eine Lehramtsprüfung abgelegt hat, 

mit ihrer Zustimmung beauftragt werden, Religionsunterricht zu erteilen. Die Nrn. 6.3 

und 6.4 bleiben unberührt. 

6.3 Lehrkräfte, die evangelischen Religionsunterricht erteilen, müssen einer Gliedkirche 

der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und bedürfen einer kirchlichen 

Bestätigung (Vokation) durch die Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen. 

Mitglieder von evangelischen Freikirchen können nur dann evangelischen 

Religionsunterricht erteilen, wenn die Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen ausdrücklich ihre Zustimmung in Form einer widerruflichen 

Unterrichtsbestätigung erteilt hat. 

6.4 Lehrkräfte, die katholischen Religionsunterricht erteilen, bedürfen dazu der 

kirchlichen Bevollmächtigung der jeweiligen bischöflichen Stelle (missio canonica). 

6.5 Religionsunterricht für Angehörige von Religionsgemeinschaften, mit denen kein 

Gestellungsvertrag abgeschlossen ist, wird von Personen erteilt, die hierfür von den 

Religionsgemeinschaften vorgeschlagen werden. Vor der Beauftragung prüft die 

Niedersächsische Landesschulbehörde, ob die Eignung dieser Personen für die 

Unterrichtserteilung angenommen werden kann. 

7. Lehrkräfte für den Unterricht Werte und Normen 

7.1 Der Unterricht Werte und Normen soll vorrangig von Lehrkräften mit 

philosophischer, religionswissenschaftlicher oder gesellschaftswissenschaftlicher 

Ausbildung erteilt werden. Im Bedarfsfall kann jede geeignete Lehrkraft beauftragt 

werden, Unterricht Werte und Normen zu erteilen (§ 51 Abs. 1 Satz 2 NSchG). 

7.2 Der Unterrichtseinsatz einer Religionsunterricht erteilenden Lehrkraft in demselben 

Schuljahrgang sowohl in Religion als auch in Werte und Normen ist nicht zulässig. 

Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen, sollen nur dann im Fach Werte und Normen 

eingesetzt werden, wenn ihr Einsatz im Religionsunterricht der eigenen 



Religionsgemeinschaft oder im konfessionellkooperativen Religionsunterricht nicht 

erforderlich ist. 

8. Besondere Vorschriften für den Religionsunterricht und den Unterricht Werte und Normen 

in der gymnasialen Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg 

8.1 Erfüllung der Unterrichtsverpflichtungen 

8.1.1 Die Unterrichtsverpflichtungen (Teilnahme- und 

Einbringungsverpflichtungen) für Religion müssen mindestens zur Hälfte durch 

Teilnahme am Religionsunterricht des eigenen Bekenntnisses und können 

höchstens bis zur Hälfte durch Teilnahme am Religionsunterricht eines anderen 

Bekenntnisses erfüllt werden. Abweichend von Satz 1 können evangelische oder 

katholische Schülerinnen und Schüler, die Religion als Abiturprüfungsfach 

wählen wollen und in deren Konfession der erforderliche Religionsunterricht 

nicht eingerichtet werden kann, ihre Unterrichtsverpflichtungen in der 

gymnasialen Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg durch 

ausschließliche Teilnahme am Unterricht der jeweils anderen Konfession erfüllen 

und die Abiturprüfung ablegen; in diesem Fall entfällt die ansonsten nach Nr. 4.1 

erforderliche Abmeldung vom Religionsunterricht der eigenen Konfession. 

8.1.2 Voraussetzung für die Teilnahme am Religionsunterricht eines anderen 

Bekenntnisses ist die Zustimmung der Mehrheit der an der Schule tätigen 

Religionslehrkräfte der aufnehmenden Religionsgemeinschaft nach Beratung in 

der zuständigen Fachkonferenz oder Fachgruppe. 

8.1.3 Die Polyvalenzregelung nach § 12 Abs. 2 der Bezugsverordnung zu c) und 

§ 14 Abs. 2 der Bezugsverordnung zu d) gilt für den Religionsunterricht und das 

Fach Philosophie entsprechend. 

8.2 Teilnahme am Unterricht Werte und Normen oder Philosophie 

8.2.1 Die Nrn. 5.1 bis 5.3 gelten entsprechend. 

8.2.2Wird die Abmeldung vom Religionsunterricht des eigenen Bekenntnisses 

während des Besuchs der Einführungsphase widerrufen, so zählt die 

Religionsnote bei der Versetzungsentscheidung. Wird die Abmeldung vom 

Religionsunterricht während des Besuchs der Qualifikationsphase widerrufen, so 

gilt für die Teilnahme- und Einbringungsverpflichtung Nr. 8.1.1 Satz 1 

entsprechend. 

8.3 Prüfende Lehrkraft im Abiturprüfungsfach Religion  

Ist Religion Abiturprüfungsfach, muss die prüfende Lehrkraft eine Lehrkraft des 

betreffenden Bekenntnisses sein. Im Falle von Nr. 8.1.1 Satz 2 ist die prüfende Lehrkraft 

die unterrichtende Lehrkraft. Für den Eintrag im Abiturzeugnis gilt Nr. 4.5.2 

entsprechend. 

8.4 Mindestzahl für die Einrichtung von Lerngruppen in den Unterrichtsfächern Religion 

und Werte und Normen  



Eine Lerngruppe in Religion oder Werte und Normen soll nur bei einer Mindestzahl von 

acht Teilnehmerinnen und Teilnehmern eingerichtet werden. Nr. 1.4 Satz 1 gilt 

entsprechend. 

9. Schulversuche und Erprobungen  

Schulversuche und Erprobungen, die sich auf den Religionsunterricht erstrecken, 

bedürfen der Zustimmung der Niedersächsischen Landesschulbehörde und des 

Einvernehmens mit den zuständigen kirchlichen Stellen. 

10. Religiöse Veranstaltungen in der Schule 

Als religiöse Veranstaltungen können Gottesdienste und vergleichbare religiöse 

Veranstaltungen, auch als gemeinsame Veranstaltungen von Schule und Kirche, im Sinne 

des Erlasses „Unterricht an kirchlichen Feiertagen und Teilnahme an kirchliche 

Veranstaltungen“ in der jeweils geltenden Fassung angeboten werden. Die Teilnahme ist 

für Schülerinnen und Schüler sowie für Lehrkräfte freiwillig. Auf die Empfindungen 

Andersdenkender ist Rücksicht zu nehmen (§ 3 Abs. 2 NSchG). 

11. Religionsunterricht für Schülerinnen und Schüler, die einer orthodoxen Kirche angehören 

11.1 Für Schülerinnen und Schüler, die einer der orthodoxen Kirchen angehören, die in 

der Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten sind, ist entsprechend 

den Bestimmungen unter Nr. 2 dieses Erlasses orthodoxer Religionsunterricht 

einzurichten. 

11.2 Schülerinnen und Schüler, die einer den orthodoxen Kirchen nahestehenden Kirche 

angehören, die jedoch nicht in der Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland 

vertreten ist, steht die Teilnahme an dem orthodoxen Religionsunterricht frei. 

11.3 Der orthodoxe Religionsunterricht wird in deutscher Sprache erteilt. Über Anträge 

auf seine Einrichtung entscheidet die oberste Schulbehörde. 

11.4 Lehrkräfte, die orthodoxen Religionsunterricht erteilen, müssen einer der orthodoxen 

Kirchen angehören, die in der Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland 

vertreten sind, und von der Niedersächsischen Landesschulbehörde als geeignet 

angesehen werden. Zur Erteilung des griechischorthodoxen Religionsunterrichts bedürfen 

sie einer kirchlichen Bevollmächtigung durch die griechisch-orthodoxe Metropolie von 

Deutschland, Exarchat von Zentraleuropa; für die Erteilung des syrisch-orthodoxen 

Religionsunterrichts bedürfen sie der Zustimmung des zuständigen Bischofs der syrisch-

orthodoxen Kirche. 

11.5 Dem griechisch-orthodoxen Religionsunterricht sind bis auf Weiteres die Lehrpläne 

des Landes Nordrhein-Westfalen zur griechisch-orthodoxen Religionslehre zugrunde zu 

legen, soweit niedersächsische Bestimmungen nicht entgegenstehen. 

Dem syrisch-orthodoxen Religionsunterricht sind die vom Arbeitsbereich für 

Religionspädagogik der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig im 

Einvernehmen mit dem zuständigen syrisch-orthodoxen Bischof erarbeiteten vorläufigen 

Rahmenrichtlinien zugrunde zu legen. 

 



12. In-Kraft-Treten 

Dieser Erlass tritt am 1.8.2011 in Kraft. Der Bezugserlass zu a) tritt mit Ablauf des 

31.7.2011 außer Kraft. 

 

 

2.5.2 Erlaß des Niedersächsischen Kultusministeriums über die Einführung des 

orthodoxen Religionsunterrichtes - Religionsunterricht für Schülerinnen und 

Schüler, die einer orthodoxen Kirche angehören 

Vom 29.06.1998 - VORIS 224 10 01 00 40 056 - 

Bezug : Erl.d.MK "Organisatorische Regelungen für den Religionsunterricht und den Unterricht 

Werte und Normen" vom 13.1.1998 - 82 105 - VORIS 22410 01 00 35 082 (5VM S. 37) 

1. Für Schülerinnen und Schüler, die einer der orthodoxen Kirchen angehören, die in der Kommission 

der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten sind, ist entsprechend den Bestimmungen des 

Bezugserlasses orthodoxer Religionsunterricht einzurichten. 

2. Schülerinnen und Schülern, die einer den orthodoxen Kirchen nahestehenden Kirche angehören, die 

jedoch nicht in der Kommission der orthodoxen Kirchen vertreten ist, steht die Teilnahme an dem 

orthodoxen Religionsunterricht frei. 

3. Für den orthodoxen Religionsunterricht sind grundsätzlich zwei Wochenstunden vorzusehen. 

4. Der orthodoxe Religionsunterricht wird im Regelfall in deutscher Sprache erteilt. Über Anträge auf  

Ausnahmegenehmigungen entscheidet die Schulbehörde. 

5. Lehrkräfte, die orthodoxen Religionsunterricht erteilen, müssen einer der orthodoxen Kirchen 

angehören, die in der Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten sind. Sie bedürfen 

einer kirchlichen Bevollmächtigung durch die Griechisch-orthodoxe Metropolie von Deutschland, 

Exarchat von Zentraleuropa. 

6. Dem orthodoxen Religionsunterricht sind bis auf weiteres die Lehrpläne des Landes Nordrhein-

Westfalen zur griechisch-orthodoxen Religionslehre zugrunde zu legen, soweit niedersächsische 

Bestimmungen nicht entgegenstehen. Die Lehrpläne sind erhältlich beim Landesinstitut für Schule und 

Weiterbildung, Paradieser Weg 64, 59494 Soest. 

7. Dieser Erlaß tritt am 1. August 1998 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt der Erlaß 

"Religionsunterricht für Schüler griechisch-orthodoxen Glaubens" vom 9.7.1981 - VORIS 22410 01 

00 40 011 - (unveröffentlicht) außer Kraft. 

 

2.5.3 Vereinbarung des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen 

Landeskirchen in Niedersachsen über die Privatschulen 

Vom 10.09.1957 (Nds. MBl. S. 970) 

Zwischen dem Lande Niedersachsen, vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 

dieser vertreten durch den Niedersächsischen Kultusminister, 



und den Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen, vertreten durch die verfassungsmäßigen 

Vertreter der Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen,  

wird in Ausführung des Artikels 5 Abs. 2 des Vertrages des Landes Niedersachsen mit den 

Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen vom 19. März 1955 und im Rahmen des 

Privatschulgesetzes (PrivSchG) vom 12. Juli 1957 (Nds. GVBl. S. 81; Nds. GVBl. Sb. I S. 385)
1
 

folgende Vereinbarung getroffen: 

Artikel 1   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  

Für die Schulen, die von den Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten und 

Stiftungen oder von den ihnen angeschlossenen kirchlichen Institutionen getragen werden, gelten die 

staatlichen Bestimmungen über die Privatschulen, unbeschadet der Besonderheit, die sich aus der 

Stellung der Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts und aus der Anstellung und 

Behandlung der Lehrer nach den Grundsätzen des kirchlichen Beamtenrechts ergibt. 

§ 2 

Die Landeskirchen, ihre öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen und die ihnen 

angeschlossenen kirchlichen Institutionen werden darauf Bedacht nehmen, daß die von ihnen 

getragenen Privatschulen eigene pädagogische Wege gehen. 

§ 3 

Bei der Entscheidung über die Verleihung der Eigenschaft einer anerkannten Privatschule gemäß § 8 

Abs. 1 Privatschulgesetz
2
 wird das Land berücksichtigen, daß die Landeskirchen als Träger von 

Ersatzschulen eine besondere Gewähr für die Erfüllung der Anforderungen bieten, die an gleichartige 

oder verwandte öffentliche Schulen gestellt werden. 

§ 4  

Beim Übertritt von Lehrkräften in den öffentlichen Schuldienst wird das Land die Dienstzeit, welche 

diese Lehrkräfte hauptamtlich im Schuldienst an den im § 1 bezeichneten Privatschulen, soweit es sich 

um Ersatzschulen handelt, nach den Grundsätzen des kirchlichen Beamtenrechts abgeleistet haben, auf 

das Besoldungsdienstalter und die ruhegehaltsfähige Dienstzeit anrechnen, wie wenn diese Dienstzeit 

im Landesbeamtenverhältnis an öffentlichen Schulen abgeleistet worden wäre. 

§ 5 

Das Land erhebt keine Einwendungen dagegen, daß die evangelischen Landeskirchen an Lehrkräfte, 

die im Schuldienst an den in § 1 bezeichneten Privatschulen nach den Grundsätzen des kirchlichen 

Beamtenrechts beschäftigt werden, die im öffentlichen Schuldienst gebräuchlichen 

Amtsbezeichnungen mit dem Zusatz „im Kirchendienst“ verleihen. Die evangelischen Landeskirchen 

werden solche Amtsbezeichnungen nur an Lehrkräfte verleihen, die die Voraussetzungen erfüllen, die 

an die entsprechenden Lehrkräfte im öffentlichen Schuldienst gestellt werden. 

                                                           
1
 Anm.: Die Bestimmungen des Privatschulgesetzes befinden sich inzwischen im Niedersächsischen Schulgesetz 

(NSchG) vom 30. Mai 1974 (Nds. GVBl. S. 289), in der Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430). 

2
 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht jetzt § 148 Absatz 1 NSchG. 



Artikel 2   Besondere Bestimmungen zu § 19 PrivSchG
3
 

§ 1 

(1) Es besteht Einverständnis darüber, daß die evangelischen Landeskirchen berechtigt sind, gemäß 

§ 19 PrivSchG
4
 auch solche Privatschulen zu bezeichnen, die von anderen Rechtsträgern als den 

Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten und Stiftungen oder den ihnen 

angeschlossenen Institutionen getragen werden. 

(2) Es besteht ferner Einverständnis darüber, daß für die von den evangelischen Landeskirchen 

bezeichneten Privatschulen die Vorschriften des Privatschulgesetzes
5
 gelten, soweit sie nicht 

ausdrücklich gemäß § 19 PrivSchG
6
 als nicht anwendbar erklärt worden sind. 

§ 2 

Die Bezeichnung der Privatschulen wird durch schriftliche Mitteilung der Konferenz der 

Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen an den Niedersächsischen Kultusminister erfolgen. 

§ 3 

(1) Das Land wird den von den evangelischen Landeskirchen bezeichneten Privatschulen die 

Finanzhilfe vom ersten des Vierteljahresbeginns an gewähren, der auf das Quartal folgt, in welchem 

die schriftliche Mitteilung gemäß § 2 dem Niedersächsischen Kultusminister zugegangen ist, sofern 

nach den §§ 9 und 10
7
 in Verbindung mit § 19

8
 PrivSchG die erforderlichen Voraussetzungen für die 

Gewährung der Finanzhilfe vorliegen. 

(2) Über die Beihilfen des Landes an die von den evangelischen Landeskirchen bezeichneten 

Privatschulen, die noch keinen Rechtsanspruch auf Finanzhilfe haben, wird zwischen den 

evangelischen Landeskirchen und dem Lande im Rahmen der zur Verfügung stehenden 

Haushaltsmittel eine einverständliche Regelung herbeigeführt werden. 

Artikel 3 

Sollte die vorstehende Vereinbarung infolge Änderung der Gesetze ganz oder teilweise 

undurchführbar werden, werden die Landeskirchen und das Land in Anpassung an die veränderte 

Rechtslage eine neue Vereinbarung treffen. 

Hannover, den 10. September 1957 

                                                           
3
 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG.  

§ 191 [Evangelische Schulen in freier Trägerschaft] 

(1) Für acht anerkannte Ersatzschulen, die von den evangelischen Landeskirchen zu benennen sind, wird 

Finanzhilfe abweichend von § 149 Abs. 1 bereits vom Zeitpunkt der Genehmigung an gewährt.  

(2) Das Gymnasium Andreanum in Hildesheim kann auch nach der Einführung der Orientierungsstufe den 5. 

und 6. Schuljahrgang führen. 

4
 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 

5
 Anm.: Die Bestimmungen des Privatschulgesetzes befinden sich inzwischen im Niedersächsischen Schulgesetz 

(NSchG). 

6
 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 

7
 Anm.: Die §§ 9 und 10 PrivSchG entsprechen den §§ 149, 150 NSchG.  

8
 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 



2.5.4 Vereinbarung zwischen dem Land Niedersachsen und der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen über den kirchlichen Dienst an 

Polizeivollzugsbeamten (Polizeiseelsorge)  

Vom 06.05.1986 (GVBl. Bd. 15 S. 113) 

Das Land Niedersachsen, 

vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den 

Niedersächischen Minister des Innern 

und 

die Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, 

vertreten durch den Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, 

schließen 

unter Bezugnahme auf Artikel 6 des Vertrages des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen 

Landeskirchen in Niedersachsen vom 19. März 1955, auf Artikel 3 des Ergänzungsvertrages vom 4. 

März 1965 zum Vertrag des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen Landeskirchen in 

Niedersachsen vom 19. März 1955 und Nummer 3 des abschließenden Protokolls zu dem 

Ergänzungsvertrag vom 4. März 1965 folgende 

Vereinbarung: 

§ 1 

Gemäß Artikel 4 Abs. 2 des Grundgesetzes ist jedermann die ungestörte Religionsausübung zu 

gewährleisten. Das Land begrüßt und gewährleistet deshalb die Ausübung eines besonderen 

kirchlichen Dienstes an den Polizeivollzugsbeamten (Polizeiseelsorge) durch die evangelischen 

Kirchen in Niedersachsen. 

§ 2 

Der Dienst der Kirche wendet sich an alle evangelischen Beamten des Polizeivollzugsdienstes, 

insbesondere sofern sie zum Wohnen in Gemeinschaftsunterkünften verpflichtet sind, unbeschadet der 

Zuständigkeit des örtlichen Pfarramtes. 

§ 3 

Der Dienst der Kirche umfasst Gottesdienst, Seelsorge und die Mitwirkung im berufsethischen 

Unterricht. 

§ 4 

Die Kirchen beauftragen Pastoren und kirchliche Mitarbeiter mit der Ausübung der Polizeiseelsorge. 

Diese sind bei Gottesdienst und Seelsorge an staatliche Weisungen nicht gebunden. Für diesen Dienst 

gelten ausschließlich die Ordnungen ihrer Kirchen. 

§ 5 

Die Kirchen bestellen einen der mit der Polizeiseelsorge beauftragten Pastor zu ihrem Beauftragten für 

diesen Dienst. 



§ 6 

(1) Das Land unterstützt die Teilnahme der Polizeivollzugsbeamten an kirchlichen Tagungen und 

religiösen Bildungsveranstaltungen. Es gewährt diesen Beamten hierfür nach Bedarf Sonderurlaub 

gemäß den Bestimmungen der Sonderurlaubsverordnung. 

(2) Wenn die Kirchen Gottesdienste und Sprechstunden für Polizeivollzugsbeamte anbieten, wird den 

Beamten die Teilnahme durch Dienstbefreiung ermöglicht, sofern dringende dienstliche Erfordernisse 

nicht entgegenstehen. Die Termine für diese kirchlichen Dienste sind im Einvernehmen mit den 

polizeilichen Dienststellen festzusetzen. 

(3) Die Bildung eines Beirats zur Unterstützung der Polizeiseelsorge wird vom Land begrüßt. Das 

gleiche gilt für die Bildung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften, die in der Regel außerhalb der 

Dienstzeit zusammentreten. 

§ 7 

(1) Soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen, wird die Tätigkeit der Polizeiseelsorge vom 

Land durch die Bereitstellung der erforderlichen äußeren Hilfsmittel ermöglicht, über die die Polizei 

verfügt. Auch sonst wird die Polizeiseelsorge in jeder Weise unterstützt; insbesondere sind den 

Polizeiseelsorgern die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Räume zur Verfügung zu 

stellen. 

(2) Desgleichen werden die Kirchen die Polizeiseelsorge bei Bedarf durch Überlassung von Räumen 

unterstützen. 

§ 8 

(1) Zur sachgerechten Wahrnehmung des Dienstes ist den Polizeiseelsorgern Gelegenheit zu geben, 

den Dienst der Polizeivollzugsbeamten im Einsatz kennenzulernen, soweit dies aus dienstlichen und 

rechtlichen Gründen zu vertreten ist. 

(2) Bei Einsätzen geschlossener Verbände soll der zuständige Polizeiseelsorger eingeladen werden, 

diese Verbände zu begleiten, sofern nicht dienstliche oder rechtliche Gründe entgegenstehen. 

§ 9 

Die Kosten für die Polizeiseelsorge tragen die Kirchen; § 7 bleibt unberührt. 

§ 10 

(1) Die Kirche übernimmt einen Teil des berufsethischen Unterrichts bei der Ausbildung der 

Polizeivollzugsbeamten. Er wird unter der Fachaufsicht der zuständigen schulischen Einrichtungen 

nach den geltenden Lehrplänen erteilt. 

(2) Die Kirche schlägt den schulischen Einrichtungen vor, wer einen Lehrauftrag für den 

berufsethischen Unterricht erhalten soll. 

(3) Der Stundenansatz für den von der Kirche übernommenen Teil des berufsethischen Unterrichts in 

den einzelnen Ausbildungsgängen wird durch Absprache zwischen den Vertragsschließenden 

festgelegt und in die Lehrpläne aufgenommen. 

(4) Den Unterrichtenden wird im Rahmen der geltenden Lehrpläne und der von den schulischen 

Einrichtungen vorgegebenen Themen Freiheit bei der Gestaltung des Lehrstoffes eingeräumt. Zur 



Festlegung der Themen des berufsethischen Unterrichts können die Unterrichtenden Vorschläge 

machen. 

(5) Das Land zahlt für den berufsethischen Unterricht die üblichen Lehrstundenvergütungen. 

§ 11 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 

Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 

freundschaftliche Weise beseitigen. 

§ 12 

Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft. 

 


